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Öffentliche Auftraggeber können
private Akteure veranlassen,
stellvertretend für sie am Markt
einzukaufen. Die Privaten han-
deln dann für den öffentlichen
Auftraggeber in einer Art „Stroh-
mannfunktion“. Es gilt zu prü-
fen, ob das Vergaberecht in sol-
chen Fällen nicht zur Anwen-
dung kommt.

NÜRNBERG. Privatpersonen sindüb-
licherweise nicht an das Vergabe-
recht gebunden, da sie keine öffent-
lichen Auftraggeber sind. Wenn je-
doch ein Privater ausdrücklich imNa-
men eines öffentlichen Auftragge-
bers handelt, ist die Vergabesituation
klar: Er agiert als unmittelbarer Stell-
vertreter gemäß Paragraf 164 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs (BGB) und
muss daher die Vergaberegeln beach-
ten, die für den vertretenen öffentli-
chen Auftraggeber gelten. Dies führt
zu einer Zurechnung seiner Beschaf-
fungstätigkeit an den öffentlichen
Auftraggeber gemäß deutschemZivil-
recht.

Beschaffung wird dem öffentlichen
Auftraggeber zugeordnet

In Fällen aber, in denen keine offen-
sichtliche Stellvertretung vorliegt,
sondern jemand im eigenen Namen,
aber im Interesse und für Rechnung
eines anderen (des sogenannten Ge-
schäftsherren) handelt, liegt einemit-
telbare Stellvertretung vor. Sie wird
häufig auch als indirekte oder ver-
deckte Stellvertretung bezeichnet.

Der mittelbare Stellvertreter wird
zwar im Außenverhältnis als alleini-
ger Vertragspartner betrachtet, je-
doch wird die Beschaffung nach der
Rechtsprechung (Vergabekammer
Brandenburg, Beschluss vom 18. Ok-
tober 2010 – VK 55/10) dem öffentli-

chen Auftraggeber zugeordnet, den er
indirekt vertritt. Die Zuordnung der
Auftragsvergabe erfolgt auch bei einer
mittelbaren Stellvertretung zuguns-
ten des eigentlichen öffentlichen Auf-
traggebers. Obwohl der mittelbare
Stellvertreter nicht selbst zum öffent-
lichen Auftraggeber wird, ist er den-
noch an die Vergabevorschriften des
von ihm vertretenen Geschäftsher-
ren gebunden. Diese Vorgehenswei-
se ist vergaberechtlich plausibel, da
das EU-Vergaberecht die Feinheiten
des deutschen Zivilrechts nicht be-
rücksichtigt und eine funktionale Be-
trachtungsweise bevorzugt.

In solchen beschaffungsrelevan-
ten Situationen wird somit nicht der
„zwischengeschaltete“ Private, son-
dern der tatsächliche öffentliche Auf-
traggeber als Adressat des Vergabe-
rechts betrachtet. Dies ist erforder-

lich, um eine Umgehung der gelten-
den Vergabevorschriften zu verhin-
dern. Andernfalls könnte sich ein öf-
fentlicher Auftraggeber nach Ansicht
der Vergabekammer Bund seiner ver-
gaberechtlichen Pflichten entziehen,
indem er die Beschaffungstätigkeit
einfach auf einen Privaten überträgt.

Mittelbare Stellvertretung muss
individuell geprüft werden

Das Problem: Die Frage, ob der mit-
telbare Stellvertreter ausschließlich,
primär oder überwiegend im Interes-
se des vertretenen öffentlichen Auf-
traggebers handeln muss, ist
noch nicht abschlie-
ßend von der

Rechtsprechung geklärt. Es wurden
bislang verschiedene Fälle behan-
delt, die unterschiedliche Ergebnisse
erbracht haben.

Ein Beispiel dafür ist die Beschaf-
fung von Echoloten für das For-
schungsschiff Meteor der Bundesre-
publik Deutschland durch einen pri-
vaten Reeder. Die Beschaffung erfolg-
te ausschließlich für wissenschaftli-
che Zwecke, was im alleinigen Inter-
esse des Schiffseigners, der Bundes-
republik Deutschland, lag. Der Ree-
der erhielt zudem die finanziellen
Mittel zum Selbstkostenpreis erstat-
tet, was darauf hinwies, dass er als

mittelbarer Stellvertreter im
Interesse und auf

Rechnung Deutschlands handelte
(Vergabekammer Bund, Beschluss
vom 8. Juni 2006 – VK 2-114/06).

In einemweiteren Fall wurde ent-
schieden, dass keine mittelbare Stell-
vertretung vorliegt, wenn ein Privater
nicht ausschließlich wegen seiner
Fachkenntnisse und ohne jegliches
unternehmerisches Eigeninteresse an
der Leistung von einem öffentlichen
Auftraggeber ausgewählt wurde, um
eine Beschaffung durchzuführen
(Vergabekammer Brandenburg, Be-
schluss vom 11.März 2009 – VK 7/09).
Diese Fälle zeigen, dass die vergabe-
rechtliche Beurteilung von mittelba-
renStellvertretungenvondenkonkre-
ten Umständen abhängt und eine in-
dividuelle Prüfung erfordert.

Holger Schröder,
Fachanwal t für Vergaberecht ,
Par tner Rödl & Par tner , Nürnberg.

Wenn Private für die
öffentliche Hand einkaufen

Expertenbeitrag:
Stellvertreter

In fremdem Namen

Was es für öffentliche Auftraggeber
heißt, wenn Stellvertreter in frem-
dem Namen für sie handeln, defi-
niert Paragraf 164 Absatz 1 Bürgerli-
ches Gesetzbuch (BGB). Danach wirkt
eine Willenserklärung, die jemand in-
nerhalb der ihm zustehenden Vertre-
tungsmacht im Namen des Vertrete-
nen abgibt, „unmittelbar für und
gegen den Vertretenen“. Dabei macht
der Gesetzgeber keinen Unterschied,
„ob die Erklärung ausdrücklich im Na-
men des Vertretenen erfolgt oder ob
die Umstände ergeben, dass sie in
dessen Namen erfolgen soll“.

Der mittelbare Stellvertre-
ter ist der Vertragspartner,
die Beschaffung wird je-
doch dem öffentlichen
Auftraggeber zugeordnet.
FOTO: KI GENERIERT MIT ADOBE FIREFLY

Höhere Wertgrenzen gelten
jetzt auch für kommunale Beschaffer
Das Innenministerium setzt neue Werte in der VergabeVwV zum Jahreswechsel in Kraft

STUTTGART. Zum 1. Oktober hatte
die Landesregierung die „VwV Be-
schaffung“ reformiert und die Wert-
grenzen für die Vergabe von Liefer-
und Dienstleistungen der Landesbe-
hörden im Unterschwellenbereich
deutlich erhöht. Seitdem hatten die
Kommunalverbände Druck gemacht,
um ähnliche Erleichterungen für
Städte und Gemeinden zu erhalten.
Mit Erfolg. Das Innenministerium hat
die Verwaltungsvorschrift über die
Vergabe vonAufträgen im kommuna-
len Bereich (VergabeVwV) überarbei-
tet und am 30. Dezember 2024 imGe-
meinsamen Amtsblatt veröffentlicht.
Sie ist zum Jahreswechsel in Kraft ge-
treten.

Städte können von sich aus
niedrigere Wertgrenzen festlegen

Die bisherige Struktur der Verwal-
tungsvorschrift bleibt unverändert.
Im Wesentlichen werden die Wert-
grenzen im Unterschwellenbereich
erhöht (siehe Tabelle). Der Städtetag

weist darauf hin, dass es sich bei den
in der VergabeVwV genannten Beträ-
gen umHöchstgrenzen handelt. Städ-
teundGemeindenkönntendiese aus-
schöpfen oder durch interne Vorga-
ben niedrigere Wertgrenzen festle-
gen. Der Städtetag empfiehlt, zu prü-
fen, ob bestehende interne Vorgaben
im Hinblick auf die neuen Wertgren-
zen aktualisiert werden sollten. Bei-
spielsweise sei esdenkbar, für dieVer-

gaben der Fachämter eine Wertgren-
ze festzulegen. Werde diese über-
schritten, könnedie zentraleVergabe-
stelle das Verfahren abwickeln.

Ferner hätten höhere Wertgren-
zen für Direktaufträge auch Auswir-
kungen auf das Vergabenebenrecht
wie etwa das Landestariftreue- und
Mindestlohngesetz (LTMG), das
Wettbewerbsregistergesetz, die Ver-
gabestatistikverordnung und Veröf-

fentlichungspflichten. Das Wirt-
schaftsministerium hatte für die Be-
schaffung von Landesbehörden Hin-
weise dazu erstellt, die den Städten
zur Orientierung dienen könnten.

Tariftreue- und Mindestlohngesetz
gilt nicht bei Direktaufträgen

Darin wird ausgeführt, dass das
LTMG bei Direktaufträgen nicht an-
zuwenden ist. Eine Abfrage des Wett-
bewerbsregisters wird bei Direktauf-
trägen ab einem Auftragswert von
30 000 Euro empfohlen, eine statisti-
sche Erfassung sei ab einemAuftrags-
wert von 25 000 Euro auch bei Direkt-
aufträgen vorzunehmen. Auf die Ver-
öffentlichungspflichten (Paragraf 20
Absatz 3 und 4 VOB/A und Paragraf
30 Absatz 1 UVgO) geht das Hinweis-
schreiben nicht ein. Auch die Veröf-
fentlichungspflichten greifen nach
dem Wortlaut bei Direktaufträgen
nicht. Aus Sicht des Städtetags sei eine
entsprechende Anwendung bei Di-
rektaufträgen denkbar. (leja)

Wertgrenzen im Unterschwellenbereich
Angaben in Euro

Bauleistungen*

100 000Direktauftrag

Freihändige Vergabe
(Verhandlungsvergabe)

Beschränkte Ausschreibung 
ohne Teilnahmewettbewerb

Liefer- und 
Dienstleistungen*

Quelle: Innenministerium BW/ Grafik: Herrgoß

221 000

1 000 000

100 000

221 000

221 000

*Geschätzter Auftragswert (ohne Umsatzsteuer)

Korruption bei
Sanierung der
NRW-Staatskanzlei
DÜSSELDORF. Bei der millionen-
schweren Sanierung der Staatskanz-
lei in Nordrhein-Westfalen kam es
wohl zu Korruption. Es gehe um den
Verdacht der Bestechung und der Be-
stechlichkeit, um wettbewerbsbe-
schränkende Absprachen bei Aus-
schreibungen, Untreue und Betrug,
berichtet das ZDF. Das Landeskrimi-
nalamt in Düsseldorf geht von einem
Schaden in Millionenhöhe aus. Es re-
agierte mit zahlreichen Durchsu-
chungen am Dienstagmorgen, wie
Medienberichteten. Rund200Ermitt-
ler durchsuchten 57 Objekte in Städ-
ten Nordrhein-Westfalens.

Konkret soll es um die Beleuch-
tung des Gebäudes gehen. Sieben
Hauptverdächtige – fünf Männer und
zwei Frauen – stehen unter Ver-
dacht, Einfluss auf Auftragsvergaben
genommen zu haben, um anschlie-
ßend gemeinsam mit den von ihnen
bestimmten siegreichen Bieterfirmen
über eine Vielzahl von stark überhöh-
ten Rechnungen mehrere Millionen
Euro zu ergaunern. Involviert sollen
dabei Beschäftigte der Liegenschafts-
behörde des Landes sowie Mitarbei-
ter eines Architekturbüros gewesen
sein. (sta)

Flexible Vergabe
zur Unterbringung
Geflüchteter
DÜSSELDORF. Nordrhein-Westfalen
hat die flexiblenVergabepraktiken zur
Unterbringung von Geflüchteten ver-
längert. Mit der Maßnahme reagiert
das Land auf die anhaltend hohe Aus-
lastung bei der Unterbringung sowie
auf einen weiteren möglichen Zu-
strom von Geflüchteten durch globa-
le Konflikte. Die Maßnahmen sehen
weiterhin flexible Vergabepraktiken
vor, einschließlich Direktvergaben
und Verhandlungsverfahren, um
dringende Kapazitätsanforderungen
zu bewältigen. Ziel ist, die Verpflich-
tungen des Landes sicherzustellen
und Obdachlosigkeit zu vermeiden.

Der Runderlass des Ministeriums
der Finanzen und des Ministeriums
für Wirtschaft, Industrie, Klima-
schutz und Energie des Landes Nord-
rhein-Westfalen vom 10. Dezember
2024 verlängert die bestehenden Ver-
fahrenshinweise zur Beschaffung von
Leistungen für die Unterbringung von
Geflüchteten bis zum 31. Dezember
2025. (sta)

Kurz notiert

CDU in Brandenburg will
Vergabegesetz kippen

POTSDAM. Die CDU-Landtagsfrak-
tion in Brandenburg will das Landes-
vergabegesetz abschaffen. CDU-Frak-
tionschef Jan Redmann kündigte an,
dazu einen Gesetzentwurf vorlegen
zu wollen. Die Vorgaben würden da-
zu führen, dass sich kleine und mitt-
lere Unternehmen nicht mehr um öf-
fentliche Aufträge bewerben würden.
Dann kämen Unternehmen zum Zug,
die nicht in Brandenburg sitzen, so
Redmann. Er schlägt vor, bürokrati-
sche Hürden für Unternehmen bei
der Vergabe von öffentlichen Aufträ-
gen zu senken. Die SPD-Fraktions-
spitze in Brandenburg erteilte dem
Vorschlag eine Absage. (sta)
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